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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Klaus Daubertshäuser, Karl-Heinz 
Schröter, Hermann Bachmaier, Holger Bartsch, Ludwig Eich, Dr. Konrad Eimer, Carl 
Ewen, Dr. Peter Glotz, Christel Hanewinckel, Ilse Janz, Dr. Ulrich Janzen, Renate 
Jäger, Susanne Kästner, Dr. Hans-Hinrich Knaape, Waiter Kolbow, Hinrich 
Kuessner, Ulrike Mäscher, Heide Mattischeck, Markus Meckel, Herbert Meißner, 
Christoph Matschie, Christian Müller (Zittau), Gerhard Neumann (Gotha), Dr. Helga 
Otto, Manfred Reimann, Dr. Hermann Scheer, Siegfried Scheffier, Otto Schily, Horst 
Schmidbauer (Nürnberg), Dr. Emil Schnell, Rolf Schwanitz, Horst Sielaff, Dr. Sigrid 
Skarpeiis-Sperk, Antje-Marie Steen, Wieland Sorge, Margitta Terborg, Dr. Gerald 
Thalheim, Hans Wallow, Gunter Weißgerber, Matthias Weisheit, Verena Wohlleben, 
Lydia Westrich 
— Drucksache 1 2/4836 — 


Zweckwidrige Verwendung von Subventionen, die für den öffentlichen 
Personennahverkehr gezahlt worden sind, in Treuhandbetrieben 


Im Einigungsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR wurde festgelegt, daß der in der DDR zentral ge- 
leitete öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) ab dem 3. Ok- 
tober 1990 wie in den westlichen Bundesländern im Rahmen der 
Aufgabenteilung nach Artikel 30 Grundgesetz bis auf den Schie- 
nenpersonennahverkehr Sache der Länder sei. Zwar mußten die 
neuen Bundesländer nicht schon zum 3. Oktober 1990 für den 
ÖPNV die gesamte Finanzverantwortung tragen, da im Rahmen 
der laut Einigungsvertrag weiter gültigen DDR-Preisverordnung 
und aus Mitteln des dem Bund zugewachsenen DDR-Rumpfhaus- 
halts bis Ende 1990 die Zahlungspflicht für den ÖPNV beim Bund 
lag, doch traf ab 1. Januar 1991 die neuen Bundesländer neben 
der Aufgabenverantwortung im ÖPNV auch die volle Finanzver- 
antwortung. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
18. Mai 1993 übermittelt 
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1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß 1991 das Land Brandenburg 
rd. 225 Mio. DM Subventionen für den öffentlichen Personennahver- 
kehr aufgewandt hat und diese Mittel über die Kreise und kreisfreien 
Städte vor allem an die Kraftverkehrsbetriebe geflossen sind, die 
damals sowohl öffentlichen Personennahverkehr als auch Güter- 
kraftverkehr betrieben haben imd bei denen die Treuhandanstalt 
direkt oder indirekt Gesellschafter war? 


Um die notwendigen Betriebskostenzuschüsse beherrschbar zu 
halten, hatte der Bund den neuen Bundesländern im Wege der 
Verwaltungshilfe und im Rahmen der in 1991 noch geltenden 
DDR-Preisverordnung und bundesdeutschen Preisrechts eine 
moderate Tarif anhebung im Wege der sog. 1. Verkehrstarifever- 
ordnung vorgeschlagen. Dort war in § 5 eine Abgeltungspflicht für 
die voraussichtlich entstehenden Verluste vorgesehen, die durch 
die Länder in Form einer gesonderten Richtlinie hätte geregelt 
werden müssen. Das Land Brandenburg hat die 1. Verkehrstarife- 
verordnung, wie vom Bund vorgeschlagen, am 20. Dezember 
1990 erlassen. Die parallel hierzu ebenso vom Bund in Ausfüllung 
von § 5 zur 1. Verkehrstarife Verordnung vorgeschlagene Subven- 
tionsrichtlinie mit einem von der WIBERA Wirtschaftsberatungs 
AG geschätzten Betrag von rd. 240 Mio. DM wurde vom Land 
Brandenburg für 1991 nicht verabschiedet. Erst im Mai 1992 erließ 
das Land Brandenburg eine erste Subventionsrichtlinie für das 
Jahr 1992. Aufgrund der bis 1992 rechtlich offenen Situation und 
der bestehenden Ausgleichspflicht des Landes wurden in 1991 rd. 
228 Mio. DM, davon 113,5 Mio. DM an Unternehmen der THA, 
durch das Land Brandenburg im Zahlungsweg über die Land- 
kreise und kreisfreien Städte an die Verkehrsunternehmen zur 
Betriebskostenabdeckung ausgezahlt. Aufgrund der Anfang 1991 
zunächst zögerlichen Zahlungspraxis des Landes Brandenburg 
hatte die Treuhandanstalt zur Vermeidung vorübergehender Zah- 
lungsunfä^ügkeit der treuhandverwalteten Kraftverkehrsbetriebe 
Liquiditätsdarlehen in Höhe von rd. 18 Mio. DM in Brandenburg 
zur Verfügung gestellt, weil das Land Brandenburg Zuschüsse an 
THA-Unternehmen ablehnte. 


2. Ist der Bundesregierung ferner bekannt, daß ein großer Teil dieser 
Subventionen nicht für den öffentlichen Personennahverkehr ver- 
wendet worden ist? 


Anfang 1992 wurde die Bundesregierung durch eine Mitteilung 
des Landesrechnungshofes Brandenburg auf einen Kraftverkehrs- 
betrieb aufmerksam gemacht, bei dem im Zeitraum 1. Juli 1990 
bis 31. Dezember 1991 von insgesamt 10,8 Mio. DM Ausgleichs- 
zahlungen für den ÖPNV rd. 3,5 Mio, DM außerhalb des ÖPNV 
eingesetzt worden seien. Bereits Anfang 1992 und zuletzt mit 
Schreiben vom 16. Februar 1993 hat die Treuhandanstalt gegen- 
über der Landesregierung Brandenburg zum Ausdruck gebracht, 
daß eventuelle Fehlverwendungen staatlicher ÖPNV-Finanzhil- 
fen nach Vorhegen von endgültigen Untersuchungsergebnissen 
einer neutralen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geregelt werden 
könnten. Erst mit Schreiben vom 19. April 1993 übermittelte das 
Land Brandenburg den Untersuchungsbericht der WIBERA Wirt- 
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schaftsberatungs AG vom 24. März 1993 mit Darstellung der 
Betriebsbeihilfen, der entsprechenden Untersuchungsgrundsätze, 
Erläuterungen und Ergebnisse. Die Landesregierung erklärte mit 
Schreiben vom 19. April 1993 gleichzeitig die Bereitschaft, mög- 
lichst bald zu einem Gespräch zu kommen, in dem über das wei- 
tere Vorgehen abschließend gesprochen werden sollte. 

Nach dem Untersuchungsbericht der WIBERA werden die „Auf- 
wandsüberschüsse'' im Land Brandenburg für die nicht defizi- 
tären Treuhandunternehmen für das Jahr 1991 mit rd. 10 Mio. DM 
beziffert, denen Verluste in anderen Unternehmen in Höhe von 
9,3 Mio. DM gegenüberstehen. Inwieweit diese 10 Mio. DM 
außerhalb des Bereichs ÖPNV geflossen sind, wird Gegenstand 
noch weiterer Prüfungen sein. Sollte sich jedoch heraussteilen, 
daß dies der Fall ist, so kann in Anbetracht der Gesamtsumme der 
Zahlungen in 1991 in Höhe von 228 Mio. DM nicht von einem 
erheblichen Teil gesprochen werden. 

Abschließend kann festgestellt werden, daß das Land Branden- 
burg für 1991 keine Subventionsrichtlinie mit entsprechenden 
verbindlichen Ausgleichsgrundsätzen erlassen hat und daß die 
Treuhandanstalt inzwischen im Einvernehmen mit allen Kommu- 
nen im Lande Brandenburg Einigkeit über die ÖPNV-Kommu- 
nalisierung erzielt hat. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß, wenn in den genann- 
ten Gemischtbetrieben die verwendeten Subventionen dem Güter- 
verkehrsbereich zugeflossen sind, sie dort einen höheren Substan- 
zwert verursacht haben und die Treuhandanstalt bei der Privatisie- 
rung dann einen entsprechend höheren Verkaufserlös erzielen 
konnte? 


Die Frage, ob eine Substanzwerterhöhung eingetreten ist und 
überhaupt zum Substanzwert mit höherem Verkaufserlös ver- 
äußert wurde, läßt sich nicht generell beantworten. Es müßte in 
jedem Einzelfall geprüft werden, in welcher Höhe dem Güterver- 
kehrsbereich Gelder zugeflossen sind und dort zu einem höheren 
Substanzwert geführt haben könnten. Fraglich bleibt allerdings, 
ob es sich bei den Zahlungen überhaupt um Subventionen han- 
delt, weil es zum damaligen Zeitpunkt keine subventionsrechtlich 
eindeutige Grundlage gab. 


4. War es nach Auffassung der Bundesregierung nicht Aufgabe der 
Treuhandanstalt, durch die von ihr in Aufsichtsräte und Gesellschaf- 
terversammlungen entsandten Vertreter für eine ordnungsmäßige 
Verwendung staatlicher Mittel zu sorgen? 


Die Treuhandanstalt hat alle Gesellschaftsorgane immer wieder 
darauf hingewiesen, daß eine Fremdverwendung von ÖPNV- 
Subventionen in anderen Verkehrsbereichen nicht erfolgen dürfe. 
Auch die Aufsichtsräte und Vertreter der Gesellschafterversamm- 
lungen waren hierüber stets informiert. 
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5. Enthalten die Kaufverträge Klauseln, die den Erwerber der Güter- 
verkehrsbetriebe von etwaigen Altansprüchen freisteilen, so daß es 
sinnlos wäre, wenn die Personennahverkehrsbetriebe Rückforde- 
rungsansprüche gegen die Güterverkehrsbetriebe richteten? 


Es gibt sowohl Kaufverträge, die Klauseln dieser Art enthalten, als 
auch Kaufverträge ohne diese Klauseln. Die Erfahrung hat ge- 
zeigt, daß sich beim Kauf von Verkehrsbetrieben das Interesse der 
Investoren besonders auch auf die Freistellung von etwaigen 
Ansprüchen Dritter richtet. 


6. Was wird die Bundesregierung unternehmen, um sicherzustellen, 
daß die Treuhandanstalt die zweckwidrig verwendeten Subven- 
tionsmittel zurückgibt? 


Die im Zeitraum 1. Juli 1990 bis 31. Dezember 1991 im Land 
Brandenburg dem ÖPNV zugeflossenen Betriebskostenbeihilfen 
entbehren einer subventionsrechtlich eindeutigen Grundlage. 
Insofern hat der Begriff der „Zweckwidrigkeit" im Zusammen- 
hang mit den festgestellten Überschüssen im ÖPNV keine recht- 
lich bestimmbare Relevanz. 


7. Welche hquiden Mittel hat die Treuhandanstalt den Nahverkehrs- 
betrieben übergeben, die sie in Brandenburg kommunalisiert hat? 


Die Treuhandanstalt hat 1991 Liquiditäts dariehen von rd. 18 Mio. 
DM gewährt, die teilweise zugunsten des ÖPNV erlassen wurden. 
Ferner wurden die dem ÖPNV-Vermögen zuzurechnenden liqui- 
den Mittel an die kommunalen ÖPNV-Gesellschaften im Rahmen 
der Kommunalisierung übertragen und zusätzlich 52 Mio. DM 
Altkredite zuzüglich Zinsen durch die THA übernommen. 


8. Gibt es Erkenntnisse über ähnliche Vorkommnisse in anderen öst- 
lichen Bundesländern? 


Nach Aussage der in allen fünf neuen Bundesländern im ÖPNV 
tätigen WIBERA Wirtschaftsberatungs AG sind die im Land Bran- 
denburg festgestellten Sachverhalte in den übrigen neuen Bun- 
desländern nicht gleichermaßen festzustellen. 
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